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Vorblatt 


Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 

A. Problem 

Der Anteil einer Gemeinde an der Einkommensteuer wird nach 
dem statistisch zu ermittelnden Einkommensteueraufkommen 
der in der Gemeinde wohnenden Steuerpflichtigen bestimmt. 
Nach dem bisher geltenden Recht werden bei dieser Berech- 
nung nur Jahreseinkommen bis zu 8000 DM bzw. 16 000 DM 
(bei zusammenveranlagten Eheleuten) berücksichtigt. Diese so- 
genannten Sockelbeträge sollen sich nach dem Gesetz ab 
1. Januar 1972 auf 80 000 DM bzw. 160 000 DM erhöhen. Zwi- 
schenzeitlich liegen die bei Verabschiedung des Gemeinde- 
finanzreformgesetzes erbetenen statistischen Übersichten weit- 
gehend vor. Danach bestehen begründete Zweifel, ob die ge- 
setzlich vorgesehene Verzehnfachung der Sockelbeträge sinn- 
voll wäre. 

B. Lösung 

Die Sockelbeträge sollen lediglich verdoppelt werden. 

C. Alternativen 

Nach dem ursprünglichen Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
sollte zunächst nur der Termin für die Umstellung der Sockel- 
beträge um ein Jahr verschoben werden; nachdem auch wäh- 
rend der Ausschußberatungen noch kein vollständiges statisti- 
sches Material vorlag, wurde dieser Antrag auf ein weiteres 
Jahr ausgedehnt. Die Anträge auf Termin Verlegung mit dem 
Ziele einer eingehenden Auswertung des statistischen Mate- 
rials fanden im Ausschuß keine Mehrheit. Der danach einstim- 
mig gefaßte Beschluß, die Sockelbeträge ab 1. Januar 1972 zu 
verdoppeln, entspricht einem Antrag der Fraktion der SPD und 
einem Hilfsantrag der Fraktion der CDU/CSU. 

D. Kosten 

Keine Kosten, da der Gesamtanteil aller Gemeinden an der 
Einkommensteuer (14 v. H.) unverändert bleibt und lediglich 
unter den Gemeinden anders verteilt wird. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Funcke *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1255 — mit der 
Maßgabe, daß in Artikel 1 an Stelle der Worte 

,In § 3 Abs. 2 wird die Jahreszahl „1972" durch 
die Jahreszahl „1973" ersetzt' 

die Worte 

,§ 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die in Absatz 1 vorgesehenen Höchst- 
beträge erhöhen sich für die Aufteilung des 
Gemeindeanteils an der Einkommensteuer ab 
1. Januar 1972 auf 16 000 Deutsche Mark und 
auf 32 000 Deutsche Mark." ' 

treten, im übrigen unverändert nach der Vorlage an- 
zunehmen. 


Bonn, den 8. November 1971 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Funcke 

Berichterstatterin 


*) folgt als ^ Drucksache Ml/ 2798 
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